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Liebe Leserinnen, 
liebe Leser, 
 

Stand der Brexit- 
Verhandlungen 

 
Bereits vier zähe Ver-
handlungsrunden zum 
Brexit haben die EU und 
Großbritannien hinter sich 
gebracht, ohne große 
Fortschritte. Daher fordert 
das Parlament die Mit-
gliedsstaaten jetzt auf, 
den Beginn der Gesprä-
che über die künftigen 
Beziehungen mit Großbri-
tannien aufzuschieben, 
bis die grundlegenden 
Austrittsmodalitäten ge-
klärt sind. Jetzt gilt es, die 
folgenden Themen anzu-
packen: die Klärung der 
Bürgerrechte, die Nordir-
land-Frage und die finan-
ziellen Verpflichtungen 
Großbritanniens. 
 

Rechnungshof stellt 
Jahresbericht 2016 vor 

 
Zufrieden waren die Mit-
glieder des Europäischen 
Parlaments mit den Er-
gebnissen im 322-seitigen 
Bericht des Europäischen 
Rechnungshofs zu den 
Haushaltsausführungen 
im Jahr 2016. Rund die 
Hälfte der geprüften EU-
Ausgaben ist im Wesentli-
chen nicht mit Fehlern 

behaftet. Dies zeugt von 
bedeutenden Verbesse-
rungen bei der Finanz-
verwaltung in der EU und 
gibt Hoffnung: Unsere har-
te Arbeit in der Haushalts-
kontrolle zeigt Früchte! 
Doch wir sind noch lange 
nicht am Ende. Vor allem 
bei der Verwirklichung der 
erklärten Ziele von Projek-
ten sind die Ergebnisse 
des Berichts ernüchternd - 
lediglich 50 Prozent der 
realisierten Projekte ha-
ben erfolgreich zu mehr 
Wachstum und Beschäfti-
gung beigetragen. Hier 
müssen wir deutlich nach-
arbeiten. Die europäi-
schen Steuergelder sollen 
schließlich optimal ver-
wendet werden. Darum 
setze ich mich weiterhin 
ein für ein effizienteres 
EU-Geldmanagement. 
 

EU-Fluggastrechte bei 
Ryanair-Flugausfällen 

 
Über 300.000 Personen 
sind bereits von den 
enormen Flugausfällen 
der irischen Fluggesell-
schaft Ryanair seit Mitte 
September betroffen, und 
es werden bis März 2018 
wohl noch weitere hun-
derttausende dazukom-
men. Deshalb wurde nun 
im Parlament über die 
Folgen debattiert. Mehr-

heitlich wurde dafür ge-
worben, die Zusammen-
arbeit zwischen den ent-
sprechenden Behörden 
der Mitgliedsstaaten zu 
verbessern und die Rech-
te der Bürger konsequent 
zu schützen, die ihnen 
nach den EU-Fluggast-
rechten zustehen. Dem-
nach haben betroffene 
Passagiere das Recht auf 
Umbuchungen, Rücker-
stattungen sowie Unter-
kunft und Verpflegung. 
 
Europäischer Staatsan-
walt auf der Zielgeraden 

 
Das ist wirklich ein Anlass 
zur Freude für den euro-
päischen Steuerzahler: 
Nach einem mühsamen, 
über vier Jahre dauernden 
Ringen zwischen den Mit-
gliedsstaaten ist die 
Rechtsgrundlage für die 
„Europäische Staatsan-
waltschaft“ (EPPO) end-
lich unter Dach und Fach. 
Der EPPO ist eigentlich 
ein Finanzstaatsanwalt – 
seine Aufgabe wird sein, 
überall dort einzuschrei-
ten, wo Subventionsbe-
trug, Bestechung und an-
dere Straftaten zulasten 
des EU-Haushalts began-
gen werden. Bereits im 
Frühjahr konnte ich als 
Verhandlungsführerin mit 
den Mitgliedsstaaten die 
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Richtlinie festzurren, die 
regelt, für welche Delikte 
der EPPO zuständig ist – 
jetzt steht auch das insti-
tutionelle Gefüge. Dieses 
ist alles andere perfekt: 
Leider haben sich einige 
Mitgliedstaaten einer kon-
sequent europäischen 
Lösung verweigert, daher 
wird die neue Behörde 
jetzt mehr auf zwischen-
staatliche Zusammenar-
beit setzen, als dies ur-
sprünglich vorgesehen 
war. Trotzdem: Ein An-
fang ist gemacht. Ich wer-
de mich nun dafür einset-
zen, dass künftig nur noch 
diejenigen Länder Geld 
von der EU bekommen, 
die auch am EPPO teil-
nehmen – so viel Fairness 
zwischen den Mitglieds-
staaten muss schon sein! 
 

Kinderehen ein  
Ende setzen 

 
Das gilt nicht nur in Ent-
wicklungsländern, son-
dern auch innerhalb der 
EU-Mitgliedsstaaten. So 
wurde mit großer Mehrheit 
ein Beschluss angenom-
men, der verschiedene 
Maßnahmen enthält, die 
dazu beitragen sollen, die 
Zwangsheirat von Minder-
jährigen einzudämmen. 
Zum Beispiel sollen die 
Rechte von Kindern durch 

gesetzliche Standards 
gestärkt sowie Präventi-
onsprogramme eingeführt 
und unterstützt werden. 
 

Bekämpfung der 
Cyberkriminalität 

 
Cyberkriminalität stellt 
eine wachsende Bedro-
hung dar: 50% aller Ver-
brechen ergeben sich 
aufgrund von Aktivitäten 
im Internet. In Europa gab 
es im Jahr 2016 täglich 
4000 Angriffe von Erpres-
sungstrojanern und Viren. 
Es muss Priorität der EU 
sein, die sozialen und 
ökonomischen Schäden 
von Cyberkriminalität zu 
bekämpfen, um die 
Rechtsstaatlichkeit und 
Strafverfahren im Netz zu 
verbessern. Ein Initiativbe-
richt meiner Fraktion gibt 
dazu konkrete Hand-
lungsvorschläge. Im Zent-
rum stehen dabei der 
Schutz Minderjähriger, die 
Verbesserung elektroni-
scher Beweisaufnahmen 
und ein engerer Aus-
tausch zwischen Justiz 
und Polizei. 
 

UN-Klimakonferenz  
in Bonn 

 
Im November dieses Jah-
res sollen in Bonn Leitli-
nien für die Umsetzung 

des Klimaabkommens von 
Paris ausgearbeitet wer-
den. Im Parlament wurde 
diese Woche ein Ent-
schließungsantrag ange-
nommen, in dem unter 
anderem gefordert wird, 
dass die EU bei der Ver-
teidigung des Pariser Ab-
kommens eine Führungs-
rolle übernimmt und Fi-
nanzmittel für den Klima-
schutz bereitgestellt wer-
den. Außerdem wird die 
Kommission darin aufge-
fordert, eine Strategie 
auszuarbeiten, wie die EU 
bis Mitte des Jahrhunderts 
ganz auf Emissionen ver-
zichten kann. 
 

Besuch aus der  
Heimat in Straßburg 

 
Diese Woche durfte ich im 
Parlament in Straßburg 
die Gewinner des Preis-
ausschreibens begrüßen, 
das wir im Rahmen der 
diesjährigen Messe KON-
TAKTA in Heidenheim 
veranstaltet haben. 

 
Neuigkeiten aus  

meinem Büro 
 
Ich freue mich, dass der 
gebürtige Aalener Maximi-
lian Günzler während ei-
nes 3-monatigen Prakti-
kums unser Team ver-
stärken wird.  


